
Für eingereichte Privathonorarnoten zu 
COVID-19-Risiko-Attesten besteht kein 
Anspruch auf Kostenerstattung. Das 
Honorar	 von	 EUR	 50,-	 kann	 mit	 der	
ÖGK verrechnet werden, auch wenn fest-
gestellt wird, dass der Patient keiner Risi-
kogruppe angehört. Die Verrechnung mit 
der BVAEB ist in gleicher Weise möglich. 
Die KFA-Wien hat zur Verständigung 
von Risikogruppen keinen gesetzlichen 
Auftrag.	Dennoch	können	Vertragsärzte/-
ärztinnen der KFA Wien die Ausstellung 
der COVID-19-Risiko-Atteste direkt mit 
der	KFA-Wien	mit	EUR	50,--	verrechnen,	
es gelten die Rahmenbedingungen wie bei 
ÖGK bzw. BVAEB. Sollte die betroffene 
Person	mehr	 als	 eine	Ärztin/einen	Arzt	
aufgesucht	 haben,	 bekommt	 jeder	 Arzt/
jede Ärztin den vollen Betrag, der Kran-
kenversicherungsträger ist aber berechtigt, 
den	EUR	50,-	übersteigenden	Betrag	des	
ausbezahlten Honorars von der betroffe-
nen Person zurückzufordern. Der Bund 
hat der Sozialversicherung die ausgewie-
senen tatsächlichen Honorarkosten aus 
dem COVID-19-Krisenbewältigungsfonds 
zu ersetzen.

Bei der Einstufung von Risikopatienten, 
bei der Ausstellung von Maskenbefrei-
ungsattesten oder Arbeitsunfähigkeits-
meldungen handelt es sich um Gutachten 
nach dem Ärztegesetz. Die Ausstellung 
eines Gefälligkeitsgutachtens hat für den 
Arzt bzw. die Ärztin schwerwiegende 
berufs-, zivil- und strafrechtliche Kon-
sequenzen.	 So	 bringt	 die	 Einstufung	 als	
Risikopatient/in	 nicht	 nur	 einen	mögli-
cherweise früheren Impftermin für den 
Patienten, sondern hat auch arbeitsrecht-
liche	Konsequenzen,	 die	 zu	Kosten	 bzw.	
Nachteilen für den Arbeitgeber führen 
können. Wird das Gutachten erfolgreich 
beeinsprucht, kann dies Schadenersatzan-
sprüche nach sich ziehen.
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Wir sind bemüht, Lesermeinungen nach Maßgabe des vorhandenen Platzes zu 
veröffentlichen. Allerdings bitten wir um Verständnis, dass wir nur eine 
beschränkte Auswahl der eingehenden Leserpost auch abdrucken können. Wobei 
grundsätzlich alle Beiträge, die keinen strafrechtlichen Tatbestand (etwa der 
üblen Nachrede, der Verleumdung, der Beleidigung, der Kreditschädigung etc.) 
enthalten, zur Veröffentlichung freigegeben werden. Bei der in der täglichen Arbeit 
notwendigen Auswahl bemühen wir uns darum die verschiedenen Meinungen 
so ausgewogen wie möglich, aber auch nach dem Verhältnis der eingegangenen 
Reaktionen, wiederzugeben.
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Sehr geehrter Herr Wudy, 
ich habe mit großem Interesse den 
Artikel	 im	KURIER	 gelesen	 und	 fühlte	
mich bei meiner Beobachtung bestätigt, 
dass impfende Ärzte Verwandtschaft, 
Freunde, Bekannte vorreihen. Da könnte 
ich unzählige Beispiele nennen und Sie 
wissen das sicher auch. Für die Ärzte-
schaft beschämend und nicht zu beschö-
nigen. Da bekommen wir Ärzte so ein 
wertvolles Gut wie diese Impfung in die 
Hand und es wird von manchen derart 
missbraucht, dass es wohl doch besser 
gewesen wäre, dass alles zentral zu steu-
ern. Wir sollten eine moralische Instanz 
sein, mit dieser Macht so umzugehen, ist 
einfach nur verwerflich. 
Verkaufen Sie uns und Patienten nicht 
für dumm, wenn sie von 2 zusätzlichen 
Dosen sprechen (1 ist offlabel und auch 
diese muss gemäß der Warteliste verimpft 
werden!).
Thema „Nicht erreichbar oder verhin-
dert“: ich wurde noch von keinem mei-
ner impfenden Kollegen kontaktiert, ob 
ich dringende Fälle auf der Warteliste 
habe), und, wenn zuletzt in Ihrem Beitrag 
noch darüber informiert wird, dass dies 
mit den Impfbeauftragten abgesprochen 
wurde, dann ist das genau der Graube-
reich, wo sich manche Ärzte ihr unmora-
lisches Handeln – da schwer nachweisbar 
– herleiten.
 
Ist das in Ihren Augen nicht unethisch, 
gehört dem nicht nachgegangen bevor 
man als Ärztekammer unglaubwürdige 
Pauschalabsolutionen erteilt? 
Die „Ischgler Weisheit“ mit dem Satz 
„wir haben alles richtig gemacht“ kommt 
in der Bevölkerung und bei den meisten 
Ärzten auch nicht mehr gut an. 
 

DR. VIKTORIA MELLAUNER

Sehr geehrte Frau Doktorin Mellauner,
ich habe lange überlegt, ob ich Ihren 
Brief überhaupt beantworten soll, richtet 
er sich doch selbst. Ich möchte aber den-
noch versuchen, etwas Klarheit in diese 
Angelegenheit zu bringen und hoffe, Sie 
zum Nachdenken zu bringen.

1. Sie haben die Beobachtungen gemacht, 
dass impfende Ärzte, wie Sie schreiben, 
Verwandtschaft, Freunde, Bekannte vor-
reihen. Das impliziert aber nicht, dass ich 
das genau wissen muss. In Österreich gibt 
es, wie in jedem Rechtsstaat einen nicht 
diskutablen Grundsatz und der lautet 
audiatur et altera pars. Haben Sie diesen 
Imperativ	in	Ihrem	Urteil	berücksichtigt?	
Oder gilt, wie so oft für Ärzte die Schulds-
vermutung? Ich, wie wahrscheinlich jeder 
impfende Arzt, hat Freunde, Bekannte 
und Verwandte geimpft, allerdings haben 
diese zumindest in meinem Fall alle der 
Prioritätenreihung entsprochen. Es ist 
nämlich in Österreich nicht verboten, 
mit Patienten befreundet, bekannt oder 
auch verwandt zu sein. 

2. Dass es besser gewesen wäre, die Imp-
fung zentral zu steuern, ist richtig. Der 
Gesetzgeber hat allerdings anders ent-
schieden. Eingeteilt wird nicht von uns, 
die von Ihnen zitierte Macht liegt zumin-
dest in NÖ beim Notruf Niederösterreich 
und nicht bei der Ärzteschaft. 

3. Ich verstehe Ihren Vorwurf nicht, dass 
ich Sie und Patienten für dumm ver-
kaufe. Es ist tatsächlich so, dass es ledig-
lich	 für	 den	 Impfstoff	 von	 BioNTech/
Pfizer eine Erweiterung der Zulassung auf 
sechs Dosen gibt, die siebente ist genauso 
wie alle anderen zusätzlich gewonnenen 
Dosen	 bei	 Moderna	 und	 Astra/Zeneca	
einzig und allein off label in Eigenverant-
wortung des Arztes zu verimpfen. Korrekt 
wäre es ohne diese freiwillige Leistung 
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eigentlich, diese Dosen zu verwerfen, was 
allerdings mehr als schade wäre. 

4. Warum Sie nicht von Ihren impfen-
den Kollegen kontaktiert wurden, ob Sie 
dringende Fälle auf der Warteliste haben, 
entzieht sich meiner Kenntnis. Vieles im 
Leben ist halt eine Holschuld, darauf 
zu	 warten,	 dass	 das	Umfeld	 reagiert,	 ist	
meistens falsch. Es gibt sogar regionale 
WhatsApp Gruppen wie zum Beispiel die 
„Tauschbörse Impftermine“, wo genau 
diese Risikogruppen ärzteübergreifend 
unbürokratisch versorgt werden. 

5. Sie sehen in der Tatsache, dass das 
oben genannte und erklärte Vorgehen 
mit Notruf Niederösterreich besprochen 
wurde, einen Freibrief zum „unmorali-
schen Handeln“. Das sehe ich nicht so, 
erlaubt doch der Gesetzgeber ausdrück-
lich dieses Vorgehen. Zur Erinnerung sei 
die Gesetzesstelle hier zitiert:
34. Verordnung des Bundesministers für So-

ziales, Gesundheit, Pflege und Konsumenten-

schutz betreffend die Durchführung der Imp-

fung gegen SARS-CoV-2 im niedergelassenen 

Bereich

§1 (3)

Darüber hinaus dürfen Impfungen auch an 

allen anderen krankenversicherten Personen 

bzw. deren anspruchsberechtigten Angehöri-

gen durchgeführt werden, sofern ausreichend 

Impfstoff vorhanden ist und dieser nicht inner-

halb der Haltbarkeitsfrist an Personen nach 

Abs. 2 verimpft werden kann. In diesem Fall 

hat die Auswahl durch die Ärztin/den Arzt 

anhand des individuellen Erkrankungs- und 

Ansteckungsrisikos zu erfolgen.

Gegen Ihr Zitat am Schluss dieses Briefes 
möchte ich mich verwehren, dies habe 
weder ich noch andere Funktionäre der 
Kammer je behauptet. Im Gegenteil, vie-
les hätte man besser machen können, wir 
als Kammer hätten vehementer gegen das 
Impfchaos in Österreich auftreten müs-
sen. Dieses ist aber vor allem dem Mangel 
an Impfstoff geschuldet, die Diskussion 
darüber ist im Laufen. Wenn aber Herr 
Sektionschef Dr. Auer berechnet hat, dass 
man 8 Millionen Österreicher um maxi-
mal 250 Millionen Euro impfen kann, 
also um rund 15 Euro inclusive Hono-
rar, Impfstoffkosten, Logistik und vieles 
mehr, dann spricht das Bände.

Ich möchte mich auf diesem Weg bei der 
gesamten impfenden Ärzteschaft bedan-
ken, die diese Bürde zusätzlich zu ihrer 
normalen Tätigkeit auf sich genommen 
hat und sich dafür noch medialen und 
unkollegialen Anschuldigungen aussetzen 
muss. 

MAX WUDY

P.S.: Dass Sie mir meine akademischen 
Grad entzogen haben, Ihren aber beto-
nen, nehme ich mit Amüsement und 
nicht mit Ärger zur Kenntnis.

"So sieht die Stärkung des Hausarztes 
aus"

Löbliche Kurienführung,
neben Corona beschäftigt uns doch seit 
geraumer Zeit das „Nachwuchsproblem“ 
im Bereich der niedergelassenen Allge-
meinmediziner (insbesondere bei den 
Kassenvertragsärzten):
Es wundert mich schön langsam nicht 
mehr, wenn ich mir die Zunahme der 
Bürokratie und die Missachtung durch 
die Vertragspartner ansehe:

Fall 1: Facharztbeschränkung bei den 
Medikamenten: Mittlerweile ist auch 
die kontrollärztliche Bewilligung bei den 
Medikamenten mit Facharztbeschrän-
kung zu viel verlangt. Was heißt das?
Da Facharzttermine oft sehr lange dauern 
habe ich mir erlaubt, ein systemisches 
Antimykotikum bewilligen zu lassen: die 
lapidare Antwort (trotz Begründung und 
Hinweis	 auf	 die	 zeitliche	Unmöglichkeit	
eines Facharzttermines war: Sie können 
das Medikament in Zusammenarbeit mit 
dem Facharzt frei verschreiben…

Fall 2: Die Glucosemesssensoren dürfen 
nur mehr mit Erstverordnung durch die 
Stoffwechselambulanz weiterverordnet 
werden. Viel Vergnügen beim Einfordern 
der entsprechenden Arztbriefe…

Fall 3: Haben Sie schon einmal eine 
Zuweisung an eine Stoffwechselambulanz 
geschrieben, wo es um die Verordnung 
eines PSK9-Inhibitors ging? Viel Vergnü-
gen beim Ausfüllen des Formulares…

Fall 4: Offensichtlich entwickelt nun jede 
Krankenhaus-Ambulanz ihre eigenen For-
mulare:
Unlängst	ging	mir	vom	Universitätsklini-
kum St. Pölten (Nuklearmedizin, Osteo-
poroseambulanz) ein Wust von Formula-


